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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Januar 1966 

II/l — 68070 — 5046/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs für die selbständigen Tätigkeiten: 

1. bestimmter Hilfsgewerbetreibender des Verkehrs und 
der Reisevermittler (CITI-Gruppe 718) 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720) 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839) 

eine Richtlinie des Rats über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten 

1. einiger Hilfsgewerbetreibender im Verkehr und der 
Reisevermittler (CITI-Gruppe 718) 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720) 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839). 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 21. Dezember 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 
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Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 

Tätigkeiten: 

1. bestimmter Hilfsgewerbetreibender des Verkehrs und 
der Reisevermittler (CITI-Gruppe 718) 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720) 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 63 Absätze 
2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit insbesondere auf Abschnitt IV Buch- 
stabe A, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs -), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhe- 
bung aller Diskriminierungen auf Grund der Staats- 
angehörigkeit auf dem Gebiet der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die in den CITI-Gruppen 718 und 720 erfaßten Tätig- 
keiten vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe der Übergangszeit vor. 

Die Tätigkeit des in der CITI-Gruppe 839 (sonstige 
Dienste für das Geschäftsleben) erfaßten Tätigkeit 
des Zollagenten oder Zollkommissionärs ist eng mit 
denjenigen verbunden, die von bestimmten Hilfs- 
gewerbetreibenden des Verkehrs ausgeübt und in 
der CITI-Gruppe 718 genannt werden. Daher ist es 
zweckmäßig, diese Tätigkeit in den Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie einzubeziehen. Aus diesem 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 


Grunde wurde sie nicht in die Richtlinie des Rats 
Nr ‘9 für die Gruppe 839 aufgenommen: 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen soweit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Die Behandlung der im Lohn- oder Gehaltsver- 
hältnis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Lei- 
stungserbringer begleiten oder für seine Rechnung 
tätig werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 
und 49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen ge- 
regelt. 

Es wurden oder werden besondere auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten und, 
soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitglied- 
staaten für die Gesellschaften zum Schutz der Ge- 
sellschafter sowie Dritter bestehen. 

In mehreren Mitgliedstaaten bestehen für einige 
der von dieser Richtlinie betroffenen Tätigkeiten 
Vorschriften für die Aufnahme der Tätigkeit. Die 
übrigen Mitgliedstaaten werden gegebenenfalls 
solche Vorschriften erlassen. Übergangsmaßnahmen 
zur Erleiditerung der Aufnahme und der Ausübung 
dieser Tätigkeit sind daher erforderlich und sind 
Gegenstand einer besonderen Richtlinie — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . vom 
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geführten natürlichen Personen und Gesellschaften , 
— im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt 111 der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- j 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten. | 


Artikel 2 

Die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie 
finden auf die selbständigen Tätigkeiten Anwen- 
dung, die im Anhang I des Allgemeinen Programms 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Nieder- 
lassungsfreiheit in den Gruppen 718 und 720 aufge- 
führt sind, sowie auf die Tätigkeit des Zollagenten 
aus der Gruppe 839 im gleichen Anhang. 

Diese Tätigkeiten umfassen insbesondere: 

A. a) Vermittlung zwischen Unternehmern der ver- 
schiedenen Transportarten und Personen, die 
Waren versenden oder sich zusenden lassen: 

aa) durch Abschluß von Verträgen mit den 
Transportunternehmern im Aufträge des 
Geschäftsherrn; 

bb) durch Auswahl der für den Geschäfts- 
herrn vorteilhaftesten Transportart, des 
Unternehmens und Transportweges; 

cc) durch Vorbereitung des Transports in 
technischer Hinsicht (z. B. für den Trans- 
port notwendige Verpackung); 

dd) durch Erledigung der mit dem Transport 
verbundenen Formalitäten, wie z. B. Aus- 
füllen der Frachtbriefe, Verhandlungen 
mit den Zolldienststellen an der Grenze; 

ee) durch Gruppierung und Umgruppierung 
der Sendungen; 

ff) durch Verfolgung der Ware während des 
gesamten Transportweges, d. h. durch 
Koordinierung der verschiedenen Trans- 
portabschnitte, durch Sicherstellung des 
Transitverkehrs, der Weiterbeförderung 
und der Umladung; 

gg) durch Bereitstellung von Frachtgut für 
Spediteure und Transportunternehmer 
und durch Verschaffung von Transport- 
gelegenheiten für Personen, die Waren 
versenden oder sich zusenden lassen; 

b) Berechnung der Transportkosten und Kon- 
trolle der Abrechnung; 

c) Ausführung — entweder ständig oder nur ge- 
legentlich — von bestimmten Tätigkeiten im 
Namen oder im Auftrag eines Reeders oder 
Schiffsfrachtführers (Verbindung mit den Ha- 
fenbehörden und Zolldienststellen, Ausstat- 
tung des Schiffes usw.); 

d) Vermittlung bei An- und Verkauf oder bei 
der Miete von Schiffen; 

e) Miete von Eisenbahnwagen für die Beförde- 
rung von Personen oder Waren. 


B. a) Vorbereitung, Vorlage und Verkauf einer 

Reise oder eines Aufenthaltes, welcher Art 
das Reisemotiv auch sein mag, oder von be- 
stimmten Teilen (Beförderung, Unterkunft, 
Verpflegung, Ausflüge, etc.), zu Pauschalprei- 
sen oder gegen Einzelabrechnung der ver- 
schiedenen Leistungen; 

b) Vorbereitung, Vertragsverhandlung und -ab- 
schluß für Auswanderungstransporte. 

C. a) Lagerhaltung im Aufträge des Einlagerers — 

unter Zollbehandlung oder zollfrei — von 
Gegenständen und Waren aller Art in Lager- 
häusern, Magazinen, Möbelspeichern, Kühl- 
häusern, Silos usw.; 

b) Erteilung von Bescheinigungen an den Einla- 
gerer über den eingelagerten Gegenstand 
oder die eingelagerte Ware (ii. U. Lagereigen- 
tumsschein) ; 

c) Bereitstellung von Gehegen, von Futter und 
von Verkaufsplätzen für die vorübergehende 
Haltung von Vieh, sei es vor dem Verkauf 
oder zum Zwecke der Weiterleitung an den 
Empfänger oder von aus dem Markt herrüh- 
renden Beständen. 

D. a) Technische Kontrolle von Motorfahrzeugen 

im Aufträge von Einzelpersonen, Versiche- 
rungsgesellschaften oder von staatlichen 
Dienststellen; 

b) Messen, Wiegen und Ausmessen von Waren. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie findet in dem betreffenden Mit- 
gliedstaat keine Anwendung auf die Tätigkeiten, 
die in diesem Mitgliedstaat mit der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt verbunden sind. 

Es handelt sich um: 

— in Frankreich: die Versteigerung von Schiffen 
und die von dem Schiffsmakler vorgenommene 
Aufstellung der Frachtenkurse; 

— in Deutschland, Belgien, Frankreich und Italien, 
den Niederlanden und Luxemburg: die techni- 
sche Überwachung von Fahrzeugen, welche im 
Namen des Staates vorgenommen wird; 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen: 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich un- 
ter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten wie die Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen oder dort Dienstleistungen zu er- 
bringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten ge- 
genüber Inländern eine unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 


4 



Doiilschei' Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/164 


2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- : 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften i 
enthalten sind, welche eine Niederlassung oder | 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken: 

a) i n D e u t s c h 1 a n d : j 

— durch das Erfordernis der deutschen Staats- 

angehörigkeit zur Ausübung der Tätigkeit 
des Auswanderungsagenten (Gesetz über das 
Auswanderungswesen vom 9. Juni 1897 — i 
RGBl. S. 463 ff.); ' 

b) i n B e 1 g i e n ; I 

— ■ durch das Erfordernis einer „carte professio- 
nelle" (Gesetz vom 19. Februar 1965 über 
die Ausübung der selbständigen Tätigkeiten 
durch Ausländer) ; 

— durch die Staatsangehörigkeitsbedingung für 
Reisevermittler (Artikel 4 des Gesetzes vom 
21. April 1965); 

c) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer „carte speciale 
d'etranger" (Decret-loi vom 12. November 
1938, Gesetz vom 8. Oktober 1940); 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit für alle Tätigkeiten des j 
Schiffsmaklers (Erlaß vom 29. Germinal Jahr j 

IX); I 

— - durch das Erfordernis der französischen i 
Staatsangehörigkeit für den Transport-Kom- 
missionär, den Frachtmakler im Güterkraft- | 
verkehr und in der Binnenschiffahrt und für > 
den depositaire de colis (sie hängt bei den 
Gesellschaften von dem Gesellschaftssitz und 
der Staatsangehörigkeit der Leiter der Ge- 
sellschaften ab) ; 

d) i n I t a 1 i e n : 

— durch das zusätzliche Erfordernis einer vor- 
herigen Genehmigung des zuständigen Mi- 
nisters für Ausländer neben der von den In- 
ländern bereits geforderten Provinzialgeneh- 
migung für: 

— den Transport-Kommissionär (spedizionere) 
Gesetz Nr. 1138 vom 15. Dezember 1949, 
G. U. vom 1. März 1950, Gesetz Nr. 496 
vom 29. April 1940, G. U. Nr. 131 vom 
15. Dezember 1949, G. U. Nr. 50 vom 
1. März 1950); 

— den Reisevermittler (Gesetz Nr. 2650 vom 
30. Dezember 1937); 

— durch das Erfordernis eines Vertreters italie- 
nischer Staatsangehörigkeit für die ausländi- j 
sehen Auswanderungsagenten (Artikel 18 ff. 
des T. u.) ; 

e) im Großherzogtum Luxemburg: 

— durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern nach Artikel 21 des luxemburgischen 
Gesetzes vom 2. Juni 1962 erteilten Geneh- 


migungen (Memorial A Nr. 31. vom 19. Juni 
1962); 

f) in den Niederlanden: 

— durch das Erfordernis der niederländischen 
Staatsangehörigkeit zur Ausübung der Tätig- 
keit des Auswanderungsagenten (Gesetz vom 
31. Dezember 1936, Artikel 13). 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorgani- 
sationen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen in der Berufsorganisation zu ge- 
langen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Organisation auf Grund einer Rechlsvor- 
schrift an der Ausübung d(^r öffentlichen Gewalt 
teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer den von dieser 
Richtlinie Begünstigten nicht das Recht auf Teil- 
nahme an der Wahl der V^erwaltungsorganc. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 ge- 
nannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden könn- 
ten. 

Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszuges oder in Ermangelung dessen die 
Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 
landes ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, 
aus denen sich ergibt, daß diese Bedingungen er- 
füllt sind. 

Wird im Heimat- oder Ursprungsland eine Be- 
I scheinung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
j nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
i liehe Erklärung ersetzt werden, die der betreffende 
■ vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe- 
I hörde, einem Notar oder einer hierzu befugten für 
! seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
I Herkunftslandes abgegeben hat. 
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2. Werden in einem Aufnahmeland von den eige- 
nen Staatsangehörigen für die Aufnahme der in Ar- 
tikel 2 genannten Tätigkeiten des Auswanderungs- 
agenten ein bestimmtes Leumundszeugnis und ein 
bestimmter Zuverlässigkeitsnachweis gefordert, das 
nicht durch das in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannte 
Dokument erbracht werden kann, so erkennt dieses 
Land als ausreichenden Nachweis eine von einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde des 
Heimat- oder Herkunftslandes ausgestellten Ur- 
kunde an, aus der hervorgeht, daß diese Bedingun- 
gen erfüllt sind. Diese Urkunde enthält alle gefor- 
derten Angaben. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

4. Für die Ausstellung der vorgenannten Beschei- 
nigungen sind die Behörden und Stellen zuständig, 
die die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 7 Absatz 4 
der Richtlinie Nr. 64/429 vom 7. Juli 1964 be- 
zeichnet haben. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den im eigenen Hoheitsgebiet aus- 
gestellten Bescheinigungen an. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten ihrer Bekanntgabe nachzukommen und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964, S. 1880/64 
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Begründung 


I. Begründung des Vorschlags 

1. Der Rat hat am 18. Dezember 1961 gemäß Arti- 
kel 54 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft das allgemeine 
Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit beschlossen ^). 

Laut Abschnitt IV (Zeitplan) Buchstabe A dieses 
Programms müssen die Beschränkungen der Nie- 
derlassungsfreiheit für alle in Anlage I aufgeführ- 
ten Tätigkeiten bis zum 31. Dezember 1963 aufge- 
hoben worden sein. 

In Anlage I sind die CITTGruppen 718 (Hilfsberufe 
des Verkehrs, Reisevermittler, verschiedene sonstige 
Tätigkeiten) und 720 (Lagereigewerbe) aufgeführt. 

In der gleichen Anlage wird die Gruppe 839 (son- 
stige Dienste für das Geschäftsleben) genannt, die 
bereits Gegenstand mehrerer Richtlinienvorschläge 
war, wobei die Tätigkeit des Zollagenten ausge- 
klammert wurde, um sie in diesen Richtlinienvor- 
schlag aufzunehmen. Diese Tätigkeit ist im allge- 
meinen mit zahlreichen in der Gruppe 718 erfaßten 
Tätigkeiten verbunden (vgl. zweiter Erwägungs- 
grund). 

2. Das vom Rat am 18. Dezember 1961 beschlossene 
allgemeine Programm zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen des freien Dienstleistungsverkehrs -) ver- 
v/eist in Abschnitt V-C auf den Zeitplan zur Durch- 
führung des Programms für die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit. 

3. Die Kommission beehrt sich, dem Rat gemäß 
Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 eine 
Richtlinie zur Durchführung der Bestimmungen die- 
ser beiden Programme vorzulegen. 

Nach diesen beiden Artikeln ist der Rat verpflichtet, 
den Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Euro- 
päische Parlament anzuhören, bevor er über diese 
Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit beschließt. 

II. Zu liberalisierende Tätigkeiten 

1. Hier geht es um die in den Gruppen 718 und 
720 der „Classification internationale type, par 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 32/62 


Industrie, de toutes les branches d'activites 
economiques" (Vereinte Nationen, Etudes statis- 
tiques, Serie M, Nr. 4, rev. 1, New York 1958) ge- 
nannte Tätigkeiten. Diese Klassifizierung ist an- 
hand der „Indexes to the International Standard 
Industrial Classification of all Economic Activities*' 
zu interpretieren, die eine ausführliche, wenn auch 
nicht erschöpfende Aufstellung der zu diesen bei- 
den Gruppen gehörenden besonderen Tätigkeiten 
enthält (Vereinte Nationen, Etudes statistiques, 
Serie M, Nr. 4, rev. 1, Add. 1 — Indexed Edition, 
New York 1959, Herausgabe in französischer 
Sprache 1964). 

Hinzu kommt aus den weiter oben genannten Grün- 
den (Punkt I Absatz 1) die Tätigkeit des Zollagen- 
ten, der nach dem Index der Klassifizierung in der 
Gruppe 839 erfaßt ist (englischer Text: „Customs 
broker", französischer Text: „Courtier en douane'', 
wobei dieser Begriff ungenau ist und besser durch 
„agent ou commissionnaire en douane'' ersetzt 
werden sollte). 

2. Diese Tätigkeiten können sowohl von natür- 
lichen Personen wie auch von Gesellschaften aus- 
geübt werden, wie aus Abschnitt 1 der beiden Pro- 
gramme, auf die Artikel 1 des Vorschlags hin- 
weist, hervorgeht. 

Sie müssen als selbständige Berufe ausgeübt wer- 
den und auf Erwerb ausgerichtet sein. 

3. Was das Tätigkeitsfeld der von diesem Vor- 
schlag betroffenen Berufe angeht, so bestehen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten oft erhebliche Unter- 
schiede. Deshalb werden in Artikel 2 der Richt- 
linie wie auch in den beiden allgemeinen Program- 
men und der CITI nicht Berufe sondern Tätigkeiten 
genannt. 

Die Beschränkungen müssen folglich unabhängig 
von der Bezeichnung der Berufe der natürlichen 
oder juristischen Personen, weiche die in der Richt- 
linie genannten Tätigkeiten ausüben, beseitigt wer- 
den. 

Trotzdem wird nachstehend zur Unterrichtung eine 
Aufstellung der Bezeichnungen gegeben, die gegen- 
wärtig in den einzelnen Mitgliedstaaten für eine 
Reihe von Berufen, deren Tätigkeit teilweise oder 
ganz von dem Vorschlag erfaßt wird, üblich sind. 
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A 

B 

C 

Deutschland 

Der Spediteur 

Reisebüro 

Der Lagerhalter 

Der Zollagent 

Reiseagentur 


Der Abfertigungs- 

Reise Vermittlung 

Zollaufschublager 

spediteur 

Reisedienst 


Der Güterkraftver- 

Der Auswanderungs- 


kehrsvermittler 

Der Zollkommissionär 

Der Schiffsmakler 

Der Zollmakler 

Der Ladungs- 
Kontrolleur 

Vermieter von 
Eisenbahnwagen und 
Eisenbahnwaggons 

agent 



Belgien 

A. Le commissionnaire Agence de voyages 
expediteur 

Le courtier de L'agent d'emigration 
transport 

L'affreteur routier 

L'affreteur fluvial 

L'agent en douane 
Le commissionnaire 
en douane 

L'agent consigna- 
taire de navires 

L'agent maritime 

Le courtier mari- 
time ou courtier 
de navire 

Le loueur de voi- 
tures et wagons de 
chemin de fer 

B. De expediteur Reisbureaubedrijf Het douane-entre-pot 

(publiek, particulier, 
fictief) 

De douane-agent Reisagenstschap 

De vevrachter Vervoer van 

van binnen- emigranten 

scheepen 

De scheepsmakelaar 
De Scheepsagent 

(le loueur de 
voitures et wagons 
de chemin de fer) 


Entrepöts en douane 
(publics, particuliers 
et fictifs) 

Entrepöts frigorifiques 

Entrepöts et magasins 
generaux 


D 


Der Kraftfahr- 
sachverständige 

Wägebetriebe 
und Wäger 


Inspection technique 
des vehicules 
automobiles 

Peseur, mesureur 
et jaugeur 


(Inspection technique 
des vehicule auto- 
mobiles) 

(Peseur, mesureur 
et jaugeur) 
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A 

B 

C 

D 

Luxemburg 

Le commissionnaire 
de transport 

Le commissionnaire 
expediteur 

Agence de voyage 

Bureau de voyage 

Entrepöts en douane 
(publics, particuliers 
et fictifs) 

Inspection technigue 
de vehicules 

Le commissionnaire 
ou agent en douane 

L'agent d'emigration 

Entrepöts fri- 
gorifigues 


Le loueur de voitures 
et Wagons de 
chemin de fer 


Entrepöts et 
magasins generaux 


Frankreich 




Le commissionnaire 
de transport 

Agence de voyages 
et de tourisme 

Installations de 
magasinage ordinaire 

L'expert technigue 
en vehicules auto- 
mobiles 

Le transitaire- 
mandataire 

Le correspondant 
d'agence de voyages 

Magasins generaux 

Le peseur, mesu- 
reur jure 

Le courtier de 
fret routier 

L'agent d'emigration 

Silos 


Le courtier de 
fret fluvial 


Entrepöts de douancs 
(reels, speciaux, fic- 
tifs et industriels) 


Le commissionnaire 
en douane 


Entrepöts frigo- 
rifiques 


Le courtier maritime 


Entreprise de 
parguage ou d'em- 
barguement 


L'agent maritime 

Le loueur de voitures 
et Wagons de chemin 
de fer 


Depositaire de colis 


Italien 




Lo spedizioniere 
(les transitaires 
mandataires) 

11 titolare di 
agenzia di viaggio 

Deposito sotto diretta 
custodia della dogana 

Lo stimatore il 
pesatore pubblico 

Lo spedizioniere 
doganale, agente 
doganale 

11 vettore die 
emigranti 

Magazzini di pro- 
prietä privata 

L'expert technigue 
en vehicules auto- 
mobiles 

11 transitorio- 
mandatario 


Magazzini generali 


11 mediatore 


Depositi franchi 


11 raccomandatario 




L'agente maritimo 




11 procacciatore 
d'affari 
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A 

B 

C 

D 

Niederlande 

De expediteur 

Reisbureaubedrijf 

Het douane-entre-pot 
(publiek, particulier, 
fictief, fabriek) 

(L'expert technique 
en vehicules auto- 
mobiles) 

De douane-agent 

De bevrachter 
van binnenscheepen 

Reisagentschap 

Vervoer van 
emigranten 

(entrepöt et magasins 
generaux) 

(Peseur, mesureur 
et jaugeur) 


De scheepsmakelaar 
De scheepsagent 

(Le loueur de 
voitures et wagons 
de chemin de fer) 
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III. „Hilfsberufe des Verkehrs" 

(Gruppe 718) 

1. Hier ist darauf hinzuweisen, daß trotz der Über- 
schrift „Hilfsberufe des Verkehrs" die Gruppe 718 
der Klassifizierung der Vereinten Nationen in 
Wirklichkeit nur die Hiifsberufe des Verkehrs mit 
überwiegend kaufmännischen Aufgaben umfaßt. 

So sind die Hilfsberufe des Verkehrs mit überwie- 
gend technischen Aufgaben (Autobusbahnhöfe, In- 
standhaltung, Wartungsdienste für die Häfen und 
die Kanäle, Lotsendienst usw.) vor allem in den 
Gruppen 714 und 716 erfaßt, die erst später liberali- 
siert werden (Anlage III des Programms und nicht 
Anlage I wie die Gruppe 718). 

Ferner fallen nicht unter diese Richtlinie die Hilfs- 
berufe, deren Tätigkeit teilweise oder ganz mit dem 
Verkehr verbunden ist, wie der Schlafwagenbetrieb 
oder der Stückgutverkehr der Eisen'bahn (711). Sie 
sind in Anlage III des Allgemeinen Programms mit 
den eigentlichen Tätigkeiten des Verkehrs auf- 
geführt. 

Zu der Bezeichnung „Hilfsberufe des Verkehrs" ist 
vor allem zu sagen, daß der Rat 1961 in den allge- 
meinen Programmen ■ — und folglich die Kommission 
in ihrem vorliegenden Richtlinienvorschlag — auf 
die Klassifizierung der Vereinten Nationen ledig- 
lich aus dem Grunde zurückgegriffen hat, weil die 
sechs Mitgliedstaaten eine gemeinsame Nomen- 
klatur zur Festsetzung des Liberalisierungszeitplans 
für alle selbständigen Wirtschaftstätigkeiten brauch- 
ten. Die Bezugnahme auf diese Klassifizierung läßt 
jedoch offen, welche Definitionen für die Anwen- 
dung der Vertragsbestimmungen in anderen Berei- 
chen verwendet werden. 

2. Die Kommission ist sich außerdem bewußt, daß 
manchmal ein Unternehmen eine Reihe von Tätig- 
keiten ausübt, die zum Teil zu den in der Gruppe 
718 genannten Hilfstätigkeiten und zum Teil zu den 
eigentlichen Tätigkeiten des Verkehrs gehören. Da 
jedoch die vom Rat 1961 beschlossenen Programme 
eine Einteilung in Anlage I und Anlage III enthal- 
ten, ist die Kommission verpflichtet, diese in ihren 
Vorschlägen zu respektieren. Es bleibt den Begün- 
stigten, die sich in einer solchen Lage befinden, 
überlassen, sich entweder für die sofortige Auf- 
nahme der in Anwendung dieser Richtlinie libera- 
lisierten Tätigkeiten zu entscheiden oder die später 


zu treffenden Maßnahmen abzuwarten, welche die 
Aufnahme aller von den Begünstigten gewünschten 
Tätigkeiten ermöglichen. 


IV. Beschränkungen 

Zu beseitigen sind laut Artikel 1 des Vorschlags 
die Beschränkungen, die in Abschnitt III der beiden 
Programme genannt werden. 

In der nicht erschöpfenden Aufstellung der Beschrän- 
kungen in Artikel 4 werden, wie üblich, die be- 
sonderen Beschränkungen für einige Tätigkeiten 
und die allgemeinen Beschränkungen genannt. Unter 
den letzteren sind für Deutschland nicht mehr, wie in 
den früheren Richtlinien, die Artikel 12 und 55 d) 
der Gewerbeordnung und Artikel 292 des Aktien- 
gesetzes zu erwähnen, da dieser Mitgliedstaat die 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen zugun- 
sten der Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
Staaten der Gemeinschaft unabhängig von der Tätig- 
keit, die sie ausüben, erlassen hat. 

Wie es bereits in anderen Bereichen der Fall war, 
bleiben trotz der Aufhebung der Diskriminierungen 
für einige der von dieser Richtlinie erfaßten Tätig- 
keiten Verzerrungen zwischen den Vorschriften der 
Mitgliedstaaten bestehen, die bis zur Koordinierung 
Ubergangsmaßnahmen erforderlich machen. Wie aus 
dem letzten Erwägungsgrund hervorgeht, sah sich 
die Kommission auf Grund dieser Lage veranlaßt, 
dem Rat einen ergänzenden Richtlinienvorschlag vor- 
zulegen. Die Kommission wünscht, daß diese beiden 
Richtlinien zur gleichen Zeit in Kraft treten. 


V. Allgemeine Bestimmungen 

Die Artikel 5 bis 9 über den Beitritt zu den Berufs- 
organisationen, das Verbot der Beihilfen, durch 
welche die Niederlassungsbedingungen verfälscht 
werden könnten, den Zuverlässigkeitsnachweis und 
das Leumundszeugnis, die finanzielle Leistungsfä- 
higkeit und den Termin für die Anwendung durch 
die Mitgliedsstaaten sind die gleichen wie die ent- 
sprechenden Bestimmungen in den vorhergehenden 
Richtlinien, die der Rat beschlossen oder die Kom- 
mission vorgeschlagen hat. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Einzelheiten der ühergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiet der selbständigen Tätigkeiten: 

1. einiger Hilfsgewerbetreibender im Verkehr und der 
Reisevermittler (CITI-Gruppe 718); 

2. der Lagerhalter (CITI-Gruppe 720); 

3. des Zollagenten (CITI-Gruppe ex 839) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 
Absatz 2 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absätze 2 
und 3; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absätze 2 und 3; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur 
die Aufhebung der Beschränkungen vor, son- 
dern auch die Notwendigkeit der Prüfung, ob 
vor, gleichzeitig mit oder nach der Aufhebung 
der Beschränkungen eine gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstigen Befähigungsnachweise sowie eine 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung , 
dieser Tätigkeiten erforderlich ist. Gegebenen- ' 
falls sollen bis zur Anerkennung oder Koordi- ■ 
nierung Übergangsmaßnahmen getroffen wer- ^ 
den; 

2. für die Tätigkeiten der CITI-Gruppen 718 und , 

720 sowie für die Tätigkeit des Zollagenten ' 
oder Zollkommissionärs der Gruppe ex 839, für | 

ü Amtsblatt der Europäischen Geraeinschalten Nr. 2 vom | 

15. Januar 1962, S. 36/62 j 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 1 6. 
15. Januar 1962, S. 32/62 | 


die außerdem eine Richtlinie über die Auf- 
hebung der Beschränkungen erlassen wird, sind 
nicht in allen Mitgliedstaaten Bedingungen für 
die Aufnahme und die Ausübung dieser Tätig- 
keiten aufgestellt worden; in einigen Ländern 
sind die Aufnahme und Ausübung der Tätig- 
keiten frei, in anderen Ländern wiederum be- 
stehen strenge Vorschriften über den Besitz 
eines Befähigungsnachweises für die Aufnahme 
des Berufes; 

3. es hat sich nicht als möglich erwiesen, die vor- 
gesehene Koordinierung gleichzeitig mit der 
Aufhebung der Beschränkungen vorzunehmen; 
diese Koordinierung muß jedoch später erfol- 
gen; 

4. mangels dieser Koordinierung ist es erwünscht, 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs in den 
genannten Berufstätigkeiten durch den Erlaß 
von Übergangsmaßnahmen zu erleichtern, wie 
sie in den Allgemeinen Programmen vorgesehen 
sind; damit soll in erster Linie vermieden wer- 
den, daß die Staatsangehörigen jener Mitglied- 
staaten außergewöhnlich behindert werden, in 
denen die Aufnahme dieser Berufe von keinen 
Bedingungen abhängig gemacht wird; 

5. um einer solchen Auswirkung vorzubeugen, 
müssen die Übergangsmaßnahmen hauptsäch- 
lich bestimmen, daß die Aufnahmeländer, in 
denen eine Regelung für die Aufnahme der 
genannten Berufstätigkeiten besteht, die tat- 
sächliche Ausübung des Berufs im Herkunfts- 
land während einer angemessenen und nicht zu 
weit zurückliegenden Zeit als ausreichende Be- 
dingung für diese Aufnahme anerkennen, falls 
eine vorherige Ausbildung nicht erforderlich 
ist; dadurch soll gewährleistet werden, daß der 
Begünstigte ebenso große berufliche Kenntnisse 
hat, wie sie von den eigenen Staatsangehörigen 
verlangt werden; 

die in dieser Richtlinie festgesetzen Fristen für 
die Dauer der Ausübung des Berufs in dem 
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Herkunftsland sind lediglich Höchstfristen, die | 
vom Aufnahmeland verkürzt werden können; | 

7. die praktische Berufserfahrung und gegebenen- 
falls die Berufsausbildung müssen in demselben 
Berufszweig erworben worden sein, in dem sich 
der Begünstigte in dem Aufnahmeland nieder- 
lassen möchte, wenn dieses Land seinen eige- 
nen Staatsangehörigen diese Bedingung vor- 
schreibt; 

8. außerdem wäre vorzusehen, daß die Staaten, 
die die Aufnahme der genannten Berufstätig- 
keiten nicht geregelt haben, gegebenenfalls er- 
mächtigt werden können, bei einer oder bei 
mehreren Berufstätigkeiten von den Staats- 
angehörigen der anderen Mitgliedstaaten einen 
Nachweis darüber zu verlangen, daß sie zur 
Ausübung der Berufstätigkeit im Herkunftsland 
befähigt sind; damit soll in diesen Staaten ein 
unverhältnismäßig großer Zustrom von Perso- 
nen verhindert werden, die nicht imstande ge- 
wesen wären, die in ihren Herkunftsländern 
bestehenden Bedingungen für die Aufnahme 
und die Ausübung dieser Berufstätigkeiten zu 
erfüllen; 

9. solche Ermächtigungen dürfen jedoch nur mit | 

großer Vorsicht erteilt werden, da sie bei allzu 
allgemeiner Anwendung den freien Verkehr 
behindern könnten; sie sollten daher nach Zeit 
und Anwendungsbereich beschränkt werden; 
die Kommission sollte damit betraut werden, 
die Anwendung der betreffenden Maßnahmen 
zu genehmigen, wie dies vom Vertrag allge- j 
mein für die Handhabung der Schutzmaßnah- ' 
men vorgesehen ist; i 

i 

10. die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnah- 

men verlieren ihre sachliche Rechtfertigung, 
wenn die Koordinierung der Bedingungen für 
die Aufnahme und die Ausübung der betreffen- 
den Tätigkeit sowie die gegenseitige Anerken- 
nung von Diplomen, Prüfungszeugnissen und 
sonstigen Befähigungsnachweisen verwirklicht 
sind. Auf jeden Fall müssen diese Maßnahmen 
bei Ablauf der Übergangszeit aufgehoben wer- 
den, denn sie können nach diesem Zeitpunkt 
kein Ersatz sein für die Pflicht zur Durchfüh- 
rung der ausdrücklich im Vertrag vorgeschrie- 
benen Schritte, nämlich Koordinierung der ein- 
zelstaatlichen Regelungen und gegenseitige 
Anerkennung der Befähigungsnachweise für die 
Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätig- 
keiten in den einzelnen Ländern, wenn sich dies 
zur Erleichterung der Aufnahme und der Aus- 
übung dieser Tätigkeiten als erforderlich er- | 
weist — I 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k e I 1 | 

1. Die Mitgliedstaaten treffen unter den nachste- 
hend angegebenen Bedingungen folgende Über- 
gangsmaßnahmen bezüglich der Niederlassung der | 


in Abschnitt I der Allgemeinen Programme genann- 
ten natürlichen Personen und Gesellschaften auf 
ihrem Hoheitsgebiet sowie bezüglich der Dienstlei- 
stungen dieser nachstehend als Begünstigte bezeich- 
neten Personen und Gesellschaften auf dem Gebiet 
der in Absatz 2 genannten selbständigen Tätigkeit. 

2. Die genannten Tätigkeiten entsprechen denen, 

auf welche die Richtlinie des Rats vom 

über die Aufhebung der Beschränkungen der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs für die selbständigen Tätigkeiten der CITI- 
Gruppen 718 und 720 sowie für die Tätigkeit des 
Zollagenten oder Zollkommissionärs der CITI-Grup- 
pe ex 839 Anwendung finden. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen für die Aufnahme 
und die Ausübung einer der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Tätigkeiten gewisse Bedingungen in be- 
zug auf die Befähigung erfüllt sein müssen, sorgen 
dafür, daß einem Begünstigten noch vor der Nieder- 
lassung oder der Aufnahme einer vorübergehenden 
Tätigkeit auf Anfrage mitgeteilt wird, welcher Rege- 
lung die von ihm beabsichtigte Berufstätigkeit ihrer 
Art nach unterliegt. 

Artikel 3 

Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme oder 
Ausübung einer der in Artikel 1 Absatz 2 genann- 
ten Tätigkeiten von dem Besitz allgemeiner, kauf- 
männischer oder fachlicher Kenntnisse und Fertig- 
keiten abhängig gemacht, so erkennt der betreffende 
Mitgliedstaat als ausreichenden Nachweis für diese 
Kenntnisse und Fertigkeiten die tatsächliche Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit in einem anderen 
Mitgliedstaat in folgenden Fällen an: 

a) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter; 

b) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte für den betreffenden Beruf eine vor- 
herige Ausbildung nachweisen kann, die durch 
ein staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt oder 
von einer zuständigen Berufsinstitution als voll- 
wertig anerkannt ist; 

c) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit als 
Selbständiger oder als Betriebsleiter, wenn der 
Begünstigte in dem betreffenden Beruf eine min- 
destens dreijährige Tätigkeit als Unselbständi- 
ger nachweisen kann; 

d) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit als 
Unselbständiger, wenn der Begünstigte für den 
betreffenden Beruf eine vorherige Ausbildung 
nachweisen kann, die durch ein staatlich aner- 
kanntes Zeugnis bestätigt oder von einer zustän- 
digen Berufsinstitution als vollwertig anerkannt 
ist. 

ln den Fällen der Buchstaben a) und c) darf diese 
Tätigkeit vom Zeitpunkt der Anstragstellung gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 an gerechnet nicht vor mehr als 
zehn Jahren beendet worden sein. 
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Artikel 4 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Tätigkeiten 
oder die Ausübung dieser Tätigkeiten nicht vom 
Besitz allgemeiner, kaufmännischer oder fachlicher 
Kenntnisse und Fertigkeiten abhängig gemacht und 
ergeben sich aus der Anwendung der in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Richtlinie ernste Schwierigkei- 
ten, so kann dieser Mitgliedstaat bei der Kommis- 
sion eine Ermächtigung dafür beantragen, für einen 
befristeten Zeitraum und für eine oder mehrere be- 
stimmte Tätigkeiten von den Angehörigen anderer 
Mitgliedstaaten, die diese Tätigkeit in seinem Ho- 
heitsgebiet ausüben wollen, den Nachweis darüber 
verlangen zu dürfen, daß sie die erforderliche Be- 
fähigung zur Ausübung dieser Tätigkeit im Her- 
kunftsland besitzen. 

Von dieser Ermächtigung kann weder gegenüber 
Personen, in deren Herkunftsland für die Aufnahme 
der genannten Tätigkeit kein Nachweis bestimmter 
Kenntnisse erforderlich ist, noch gegenüber Perso- 
nen Gebrauch gemacht werden, die ihren Wohnsitz 
seit mindestens fünf Jahren im Aufnahmeland 
haben. i 

2. Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag des 

betreffenden Mitgliedstaates bestimmt die Kommis- 
sion unverzüglich, unter welchen Bedingungen und 
nach welchen Anwendungsmodalitäten die in Ab- 
satz 1 dieses Artikels vorgesehene Ermächtigung 1 
erteilt wird. | 

Artikel 5 

1. Eine Tätigkeit in leitender Stellung im Sinne der 
Artikel 3 und 4 übt aus, wer in einem industriellen 
oder kaufmännischen Betrieb des entsprechenden 
Berufszweigs tätig war als; 

a) Leiter des Unternehmens oder der Zweignieder- 
lassung; 

b) Stellvertreter des Unternehmers oder des Leiters 
des Unternehmens, wenn mit dieser Stellung 
eine Verantwortung verbunden ist, die der des 
vertretenen Unternehmers oder Leiters ent- 
spricht. 


2. Der Nachweis, daß die Bedingungen des Arti- 
kels 3 oder des Artikels 4 Absatz 1 erfüllt sind, wird 
durch eine Bescheinigung erbracht, die von der zu- 
ständigen Behörde oder Stelle des Herkunftslandes 
erteilt wird und vom Bewerber seinem Antrag auf 
Genehmigung für die Ausübung der betreffenden 
Tätigkeit oder Tätigkeiten als Unterlage beigefügt 
worden muß. 

3. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 7 vorgesehenen Frist die Behörden oder 
Stellen, die für die Erteilung der vorstehend be- 
zeichneten Bescheinigungen zuständig sind, und tei- 
len sie den übrigen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission umgehend mit. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist während der Übergangszeit 
bis zum Inkrafttreten der Vorschriften über die Ko- 
ordinierung der einzelstaatlichen Bestimmungen für 
die Aufnahme der betreffenden Tätigkeiten und ihre 
Ausübung anzuwenden. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission die Entwürfe der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften übermittelt werden, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Ge- 
biet zu erlassen beabsichtigen. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Begründung des Vorschlags 

1. Der Rat hat am 18. Dezember 1961 gemäß Arti- 
kel SA Absatz 1 und Artikel 63 Absatz 1 des Ver- 
trages die Programme für die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr beschlos- 
sen^). Im Rahmen der Durchführung dieser Pro- 
gramme unterbreitet die Kommission dem Rat ferner 
einen Vorschlag einer Richtlinie zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die in den Grup- 
pen 718 und 720 des CITI-Verzeichriisses genannten 
Tätigkeiten sowie für die Tätigkeit des Zollagenten 
(Gruppe ex 839). 

2. Die Aufhebung der Diskriminierungen gegen- 
über Ausländern genügt jedoch nicht immer zur Ver- 
wirklichung der Freizügigkeit auf dom Gebiet der 
Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs. Die 
„liberalisierte" Tätigkeit muß nämlich dennoch 
unter den vom Aufnahmeland für seine eigenen 
Staatsangehörigen festgesetzten Bedingungen aus- 
geübt werden. Sind diese Bedingungen liberal, so 
wird dieses Land auf die Staatsangehörigen der 
übrigen Mitgliedstaaten eine gewisse Anziehung 
ausüben; sind die Bedingungen hingegen restriktiv 
und von den Inländern selbst schwer zu erfüllen, 
können sie die Ausländer praktisch an der Auf- 
nahme und Ausübung in dem betreffenden Mit- 
gliedstaat hindern. 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinien für die Auf- 
hebung der Beschränkungen ist daher eine Prüfung 
angebracht, ob vorher, gleichzeitig oder nachher die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- ; 
Zeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise so- | 
wie die Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Ausübung 
der liberalisierten Tätigkeiten vorzunehmen ist. Die- 
ses Verfahren ist im übrigen in Abschnitt V des 
Niedcrlassungsprogramms und Abschnitt VI des 
Dienstleistungsprogramms ausdrücklich vorgeschrie- 
ben. 

3. Die Fragen der gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnissc und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise sowie der Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften wurden dem- 
nach von den Dienststellen der Kommission bei der 
Ausarbeitung des Vorschlags einer Richtlinie über 
die im vorstehenden Abschnitt 1 genannte Auf- 
hebung der Beschränkungen geprüft. Es hat sich 
herausgestellt, daß diesbezügliche Arbeiten für 
einige in der Richtlinie genannte, an anderer Stelle 
aufgeführte Tätigkeiten vorzunehmen und gleich- 
zeitig mit jenen Arbeiten durchzuführen wären, die 
für andere selbständige Tätigkeiten bereits im 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 und S. 32/62 


Gange sind. Der Zeitpunkt des Abschlusses dieser 
Arbeiten läßt sich jedoch noch nicht vorherbestim- 
men. 

Daher wurde bereits jetzt mit der Ausarbeitung 
eines Vorschlags einer Richtlinie begonnen, deren 
j Ziel die Einführung von Übergangsmaßnahmen zur 
Erleichterung der Aufnahmebedingungen und zur 
Bewältigung der größten Schwierigkeiten ist, die 
sich aus der Verschiedenartigkeit der einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften ergeben. 

Die Kommission gestattet sich, gemäß Artikel 54 
Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 Absatz 2 
und Artikel 66 diesen Vorschlag dem Rat zu unter- 
breiten. 

Bevor der Rat mit qualifizierter Mehrheit über den 
Vorschlag der Kommission entscheidet, muß er den 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Europäi- 
sche Parlament anhören. 

4. Die Kommission weist darauf hin, daß der Rat 
bereits ähnliche Maßnahmen für den Großhandel 
und die Vormittlertätigkeiten sowie für die be- 
und verarbeitenden Gewerbe in Industrie und Fland- 
werk '^) beschlossen hat; ferner hat die Kommission 
am 14. Mai 1965 dem Rat weitere diesbezügliche 
Vorschläge für den Einzelhandel, das Beherber- 
gungs- und Gaststättengewerbe und das Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbe zugeleitet. 


II. Regelungen 

Die Richtlinie hat denselben Anwendungsbereich wie 
der von der Kommission dem Rat gleichzeitig über- 
mittelte Vorschlag über die Aufhebung der Be- 
schränkungen für die Tätigkeiten der CITI-Gruppen 
718 und 720 und für die Tätigkeit des Handels- 
agenten (Artikel 1). 

Die Richtlinie ist immer dann anzuwenden, wenn 
in einem Mitgliedstaat die Aufnahme oder Aus- 
übung einer der vorstehend genannten Tätigkeiten 
gegenwärtig oder zu einem späteren Zeitpunkt von 
bestimmten Voraussetzungen hinsichtlich der Be- 
fähigung, d. h. von dem Besitz allgemeiner, kauf- 
männischer oder fachlicher Kenntnisse und Fertig- 
keiten abhängig gemacht wird (Artikel 2). 

Es kann sich um Bedingungen handeln, die sich aus 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder lediglich 
aus der auf dem Gewohnheitsrecht beruhenden Er- 
messensfreiheit der Verwaltung ergeben. Die Fest- 
setzung dieser Bedingungen und die Nachprüfung 


') Richtlinie Nr. 222/64, veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 vom 4. April 1964 
'^) Richtlinie Nr. 427/64, veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 vom 23. Juli 
1964 
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der geforderten Fertigkeiten kann durch den Staat 
selbst oder durch zu diesem Zweck vom Staat ein- 
gesetzte oder zugelassene Organe (gemischte Aus- 
schüsse, beratende Ausschüsse, Prüfungsausschüsse 
usw. . . .) erfolgen. 

i 

Nachstehend werden einige Beispiele einzelstaat- ; 
lieber Regelungen angeführt, die zur Anwendung | 
von Übergangsmaßnahmen Anlaß geben sollen. 

Die Aufnahme der Tätigkeit eines Zollagenten 
unterliegt insbesondere folgenden Voraussetzungen 
hinsichtlich der beruflichen Befähigung: 

a) Italien: Vorlage von Nachweisen, daß der An- 
tragsteller die geforderte berufliche Befähigung 
besitzt und einen bestimmten Grad an Schulbil- 
dung erworben hat; zweijähriges Praktikum als I 
Unselbständiger; Prüfung vor einem von der 
Zolldirektion des Finanzministeriums ernannten 
gemischten Ausschuß (Gesetz vom 22. Dezember 
1960 und seine Durchführungsverordnung); 

b) Frankreich: Überprüfung der beruflichen Eignung 
durch einen vom Finanzminister bestellten ge- 
mischten beratenden Ausschuß (Erlaß vom 
1. März 1957). 

Die Aufnahme der Tätigkeit eines Schiffsmaklers 
unterliegt insbesondere folgenden Bedingungen hin- 
sichtlich der beruflichen Befähigung: 

Italien: Vorlage von Befähigungsnachweisen und 
Prüfung vor der Handelskammer (Gesetz Nr. 272 
vom 20. März 1913). 

Die Aufnahme der Tätigkeit eines Reisevermittlers 
unterliegt insbesondere folgenden Bedingungen hin- 
sichtlich der beruflichen Befähigung: 

a) Belgien: Praktikum (Gesetz vom 21. April 1965). 
(Der Königliche Durchführungserlaß, der gegen- 
wärtig ausgearbeitet wird, sieht je nach der Art 
der geforderten Lizenz ein Praktikum bis zu fünf 
Jahren vor; davon wird teilweise oder völlig be- 
freit, wer das Diplom einer vom zuständigen 
Minister zugelassenen Fachschule für Fremden- 
verkehrswesen [ecole professionnelle de tou- 
risme] besitzt.); 

b) Frankreich: Gutachten des beratenden Aus- 
schusses der Reiseagenturen (Dekret 61 — 1391 
vom 18. Dezember 1961); dieser Ausschuß be- 
urteilt bei der Erstellung seines Gutachtens die 
berufliche Befähigung nach Maßstäben, die er im 
Rahmen seiner Geschäftsordnung festgesetzt hat. 

c) Italien: Überprüfung der beruflichen Eignung 
durch das Provinzialamt für Fremdenverkehrs- 
wesen, insbesondere im Hinblick auf die Absol- 
vierung eines fünfjährigen Praktikums in einer 
leitenden Stellung und in bezug auf die Sprach- 
kenntnisse (3 Sprachen) (Gesetz Nr. 2650 vom 
30. Dezember 1937, D. P. R. Nr. 630 vom 28. Juni 
1955); 

d) Niederlande (lediglich für Reisebüros zur Ver- 
mittlung von Omnibusfahrten): Überprüfung der 
beruflichen Befähigung und der kaufmännischen 


Ü oder Zollkommissionärs 


Grundkenntnisse durch die zuständige Handels- 
kammer, die die Genehmigung ausstellt (Ver- 
ordnung Nr. 636 vom 20. Dezember 1958). 


III. Erläuterung zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 1 

Es wird darauf hingewiesen, daß wie bei der Richt- 
linie über die Aufhebung der Beschränkungen nicht 
nur natürliche Personen, sondern auch Gesellschaf- 
ten von der Richtlinie begünstigt werden, da der 
persönliche Anwendungsbereich der gleiche ist. 


Artikel 2 

Für einen Bewerber für die Niederlassung oder die 
Dienstleistung ist es sehr wichtig, daß er genaue 
und amtliche Auskünfte über die Regelungen er- 
hält, denen er in dem Aufnahmeland unterliegt. Ins- 
besondere während der Übergangszeit des Gemein- 
samen Marktes ist es möglich, daß diese Vorschrif- 
ten nicht hinlänglich bekannt sind. Die für die Aus- 
kunfterteilung zuständige Stelle wird in der Richt- 
linie nicht bezeichnet; die einzelnen Mitgliedstaaten 
haben sie so zu bestimmen, daß die Auskünfte rasch 
und zuverlässig erteilt werden. 


Artikel 3 

Wird in einem Staat die Aufnahme oder Ausübung 
einer in der Richtlinie genannten Tätigkeit gesetz- 
lich von dem Besitz von Berufskenntnissen abhängig 
gemacht, so muß in der Regel der Staatsangehörige 
eines anderen Mitgliedstaats zugelassen werden, 
wenn er den Nachweis erbringen kann, daß er in 
dem entsprechenden Berufsbereich früher eine aus- 
reichende Erfahrung erworben hat. 

Die für die Gewährung der Übergangsmaßnahmen 
erforderliche Dauer der Berufserfahrung wurde 
unter Zugrundelegung ziemlich strenger Bedingun- 
gen errechnet, damit die Begünstigten letzten Endes 
nicht mehr Vorteile haben als die ansässigen Staats- 
angehörigen einiger Mitgliedstaaten, die ihre Berufs- 
tätigkeit in ihrem eigenen Land ausüben. Den Mit- 
gliedstaaten mit einer weniger strengen Regelung 
für ihre eigenen Staatsangehörigen steht es jedoch 
frei, die in Artikel 3 festgesetzten Fristen zu ver- 
kürzen. 

Kürzere Zeiträume sind für die Begünstigten fest- 
gesetzt worden, die einen Nachweis über ihre vor- 
herige Berufsausbildung besitzen. 

Der Nachweis, daß die geforderten Voraussetzungen 
erfüllt sind, kann natürlich durch Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise er- 
bracht werden, die gegenwärtig bereits als Nach- 
weis gleichwertiger Kenntnisse anerkannt sind. In 
diesem Zusammenhang muß das in Artikel 53 und 
62 festgesetzte Verbot der Einführung neuer Be- 
schränkungen eingehalten und der gegenwärtig er- 
reichte Liberalisierungsstand beibehalten werden. 
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Artikel 4 

Durch diesen Artikel sollen Situationen vermieden 
werden, die nach Aufhebung der Diskriminierungen 
in den Staaten entstehen könnten, in denen keine 
Bedingungen für die Aufnahme des Berufs fest- 
gesetzt sind (Schutzklausel). | 

ln allen Fällen ist auf diesem Gebiet eine gewisse 
Vorsicht angebracht, damit diese Staaten die Frei- 
zügigkeit nicht hinfällig machen, die es zu verwirk- 
lichen gilt. Die Kommission wird daher nur bei be- 
gründeten Anträgen und nur für eine begrenzte Zeit 
eine Genehmigung erteilen. Bei Artikel 4 bestehen 
keine Bedenken in bezug auf seine Vereinbarkeit 
mit dem Vertrag, da der Rat während der Über- 
gangszeit je nach den Modalitäten, deren Wahl ihm 
freisteht, einen schrittweisen Abbau der Diskrimi- 
nierungen beschließen kann. 

Artikel 5 

Nach Artikel 3 ist die selbständige Ausübung der 
Tätigkeit, für die die Genehmigung zur Niederlas- 
sung in dem Land, in dem die Tätigkeit einer Rege- 
lung unterliegt, beantragt wird, oder die Erbringung 
von Dienstleistungen in diesem Land nicht erforder- 
lich. Da in der Praxis die in der Richtlinie genannten 
Tätigkeiten häufig von Gesellschaften ausgeübt i 
werden und in diesem Fall die berufliche Verant- 
wortung für das Unternehmen bei hochqualifizierten 
Nichtselbständigen liegt, erschien es angebracht, die 
Ubergangsmaßnahmen auch für Betriebsleiter und 
einige andere gleichgestellte Verantwortungsträger ' 
zu gewähren. ; 

Artikel 6 

Die Übergangsmaßnahmen könnnen per Definitio- 
nen nur eine befristete Geltungsdauer haben. In 
Absatz V und VI der Allgemeinen Programme wird 
im übrigen bestimmt, daß nicht nur die Bedingungen 
der übergangsregelung, sondern auch die Dauer bei 
der Ausarbeitung der Richtlinien für die einzelnen 
Tätigkeitsgruppen festgesetzt werden sollen. 

Die Kommission weist ausdrücklich darauf hin, daß | 
die Geltungsdauer der Ubergangsmaßnahmen auf i 


keinen Fall den Ablauf der Übergangszeit über- 
schreiten darf. 

Artikel 7 

Die Übergangsmaßnahmen dürfen nicht zu einer 
Lähmung der Mitgliedstaaten auf rechtlichem Gebiet 
führen. Diese haben weiterhin das Recht, neue Be- 
stimmungen in den Tätigkeitsbereichen einzuführen, 
für die noch keine Koordinierungsmaßnahmen ge- 
troffen worden sind (das in den Artikeln 53, 62 und 
65 des Vertrags festgesetzte Verbot der Einführung 
neuer Beschränkungen muß jedoch eingehalten 
werden). 

Durch die Verpflichtung zur vorherigen Unterrich- 
tung der Kommission von den vorgesehenen Be- 
stimmungen soll eine Verschärfung der zwischen 
den Mitgliedstaaten bereits bestehenden Diskrepan- 
zen vermieden werden. 


Allgemeine Bemerkung 

In den einzelnen Artikeln dieses Richtlinienvor- 
schlags sind ähnliche Bestimmungen enthalten wie 
jene, die ebenfalls als Übergangsmaßnahmen in den 
Richtlinien des Rats Nr. 64/222 vom 25. Februar 
1964 (Großhandel und Vermittlertätigkeiten, AB/ 
EWG Nr. 56 vom 4. April 1964) und Nr. 64/427 vom 
7. Juli 1964 (Industrie und Handwerk, AB/EWG 
Nr. 117 vom 23. Juli 1964) erlassen worden sind. 

Nach dem Muster dieser beiden ersten Richtlinien 
für die Gemeinschaft, die bereits von den Mitglied- 
staaten angewendet wurden, hat die Kommission 
drei weitere Vorschläge für Ubergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet des Einzelhandels, des Beherber- 
gungs- und Gaststättengewerbes und der Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbe ausgearbeitet, die sie dem 
Rat am 30. März, am 8. und 15. April 1965 zugeleitet 
hat. In Artikel 3 dieses Vorschlags über die Gleich- 
wertigkeit der Befähigung sind genau die gleichen 
Formulierungen wiedergegeben, die die Kommission 
in ihren Vorschlägen für den Einzelhandel und das 
Beherbergungs- und Gaststättengewerbe verwendet 
hat. 
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